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Au~zung aE~ngiger Strafverfahren nach dem Wahlgesetz. 

A n f r .~ g e b e an t w 0 r tun g. 

Auf eine Antrage der A~g. Dr. T s c h ade kund Geno ss en vox. 14.1lai d.J. 

teilte Bundesministet- für Justiz Dr.G e I' Ö schriftlich mit: 

Wur~e gegen eine Anklageschrift ein Einspruch innerhalb der gesetzlichen 

Frist niohtangemeldet oder auf einen Einspruch ausdrücklioh verzichtet oder er~ 

folgte die Versetzung in den Anklagestand durch einen Ankla.ge~eschluss Jes Ober­

landesgeriohtes J so hat der Untersuchungsrichter die Akt'en dem Vorsitzenden des 

Sohöffengeriohtes vorzulegen, der sofort die Hauptverhandlu.ng anzu;:'r,inen ha.t. 

(§ 21~ (1) StPO.). Oemäs3 § 397 Stpo ist jedes in Rechtskraft erwaohse~e straf­

urteilungesä.~t in V.1lzug zu setzen. 

nie Unter~rechungsgrlnde für einen StrafVollzug sind im § 401a StPO 
. ersohöpfend aufgezählt. Eline in Aussicht gen-,m,mene Amnestiecehört nioht zu diesen 

Gründen. 

Die SOfortige Anordnung einer. Hauptverhandlung nach neohtskrnft de~ 

Anklage, die ungesäumte Ancrdnung des Strafvollzuges nac,;h Reohtskraft des trveils 

sind Amtspflichten des ~iohte:r5. J.uch hat der Riohter den Stra7.i''Y'ollzt\g nur auS den 

im § 401a Stpo genannten Gründen zu unterbrechen. 

Eine Anweisung an die ~eriehte, in bestimmten Fallen 10n diesen Amstpflicht. 

aDzuweichen, würde der nestimmung des ArtikE/ls 'i" (1) bundesverft:l.ssung 1929 

widerspr&ohen. 

Den Wünschen der Herren Interpellanten könnte q.as l!undesministe,rium für ,-
Justiz nur in der Weise ents:r;reciben, tass die Anklagebeh1)r~en in einem Erlass an~a­

wie.uul werden, in Strafsachen we[{enV9rbr~ohens ties. Betruges naoh dem § 7, letzter 

A~satz~ des Verfas~tLngsgesetzes vom 19. Oktor:er 1945,' atGDl.Nr.191, mJer ~ie ersto 

Wnhldes, Nationalrates, der Landtage und des Gemeinderates der Stadt Wien in de~ 

~efreiten Republik Österreioh (Wahlgesetz) . 
1.) .mit der Erhebung der Anklage unter r..er Vora.ussetzung zuzuwarten, dass sich aus del 

eigenen Angaben des Beschuldigten im Wählerunlageblatt sein Ausschluss vom Wahl~ 
. reohte ergibt und der ileschuldigte das Wahlrecht auch nicht ausgeübt hat, 

2.) unter dergleiohen Voraussetzung in Fällen~ in denen die Anklage.~ereitB erhoben 
,wurde, Antr~gen der Angeklagten oder ihrer Verteidiger auf Vertagung der. ange­
!)rdneten Hauptverhandlung und in Fällen, die bereits durch reohtskriiftigen Straf­
urteil a~geschlcssen sind, Anträgen der Verurteilten ~der ihrer Verteidiger 
auf rewilligung eines Strafaufschutes oder einer Strafunterbrechung nicht 
entgegenzutreten, es sei denn, dass die Anträge selbst bei grosszügiger HandhabUl:ti 
der Ilestimlnungen der §§. 226, 401, 4:01a StFO nicht als b,egründet a~gesehen werden' 
k~en. -.- .. -.- ...... 
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